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Liebe Leser:innen,

vieles entscheiden wir alle automatisch, aufgrund von Stereotypisierungen. Unsere 
Wahrnehmung, unser Handeln und unser Verhalten wird vereinfacht durch unbewusste 
Vorannahmen und Vorurteile. Daher ist es manchmal gar nicht so einfach mit dem Blick 
auf unser Thema Mobilität: Was ist geschlechtergerechte Mobilität? Was steckt 
dahinter? Warum sollte Geschlechtergerechtigkeit auch hier mitgedacht werden?

Mit unserem Fachtag „Mobilität fair gestalten. Gleichberechtigt unterwegs. Frauen im 
Fokus.“ im April 2026 wollten wir Gedanken zu diesen Fragen anstoßen. Wir wollten die 
Wirkung möglicher systematischer Verzerrungen, auch Biases genannt, bewusst 
machen. Denn wird, was bei diesem zugänglichen Thema ein Leichtes ist, verstanden, 
dass die Wege bei Vollerwerbstätigen, meist Männern, viel weniger komplex sind (oft 
nur Hin- und Rückweg) als bei denjenigen, die die Sorgearbeit leisten (Wege zu Kita, 
Schule, Arzt, Supermarkt, pfl egebedürftigen Angehörigen, Erwerbsarbeit...), überwie-
gend Frauen, ist der Blick bereits geweitet. Plötzlich wird klar, dass der Mann als 
Maßstab der anderen Hälfte der Bevölkerung die Teilhabe erschwert, unmöglich macht 
oder wir von der „Mobilität für alle“ noch meilenweit entfernt sind. Erst die gemeinsame 
Diagnose. Dann die erforderlichen Maßnahmen. Letztere werden anders aussehen, 
wenn Geschlechtergerechtigkeit mitgedacht wird, das konnten Sie auf unserem 
Fachtag erfahren oder können Sie hier nachlesen.  

In der vorliegenden Dokumentation unseres Fachtags fi nden Sie zahlreiche Anregun-
gen und Maßnahmen. Wir wünschen Ihnen viel Freude beim Lesen, aber insbesondere 
beim bewussten Aufdecken unbewusster Annahmen. Ihr Weiterverbreiten dieser Ideen 
wäre ein Fest für uns.

Mit herzlichen Grüßen Ihre

Prof.in Dr. Ute Mackenstedt    Verena Hahn
Erste Vorsitzende LFR BW   Zweite Vorsitzende LFR BW
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Stand: 14. April 2026: Es gilt das gesprochene Wort. 

Nach der Begrüßung ging Frau Zimmer in die Einleitung 
in ihr Thema über:

Herzlichen Dank für die Einladung zu Ihrem Fachtag. 
Sie haben sich ein sehr wichtiges Thema vorgenom-
men. Ihr Titel formuliert eine klare Forderung: Mobilität, 
die fair gestaltet ist, eine Gesellschaft, die gleichbe-
rechtigt unterwegs ist. Das ist das, was wir erreichen 
müssen! Warum ist dies eigentlich nicht längst der Fall? 
Warum werden die Perspektiven von über der Hälfte der 
baden-württembergischen Gesellschaft nicht genauso 
berücksichtigt, wie die von Männern? Warum müssen 
wir 2026 noch darauf dringen, dass die Bedürfnisse 
von Frauen stärker sichtbar gemacht und in die Umset-
zung gebracht werden müssen? Wie können wir sicher-
stellen, dass alle Menschen, unabhängig von ihrem 
Geschlecht, so mobil sein können, wie es zu ihnen 
passt, und sie sich frei und sicher bewegen können? 

Ich plädiere deshalb für eine Mobilität für alle, aber wirk-
lich alle. Frauen im Fokus, darum geht es heute bei 
Ihrem Fachtag. Lassen Sie uns heute gemeinsam darü-
ber sprechen, wo die Herausforderungen liegen und 
darüber, was getan werden kann, also wie wir die Umset-
zung hin zu einer geschlechtergerechten Mobilität stär-
ken können. Ich lade Sie ein, gemeinsam nach Lösun-
gen zu suchen, die unsere Gesellschaft gerechter und 
inklusiver machen können. Ich bin überzeugt, dass wir 
durch gemeinsames Engagement und Zusammenarbeit 
viel erreichen können. 

Frau Zimmer stellte die Kernergebnisse der Studie 
„Gleichstellung in der Mobilität“ vor:

Was wissen wir über geschlechtergerechte Mobilität, 
zum Beispiel aus der Studie Gleichstellung in der Mobili-
tät? Die Sichtbarkeit von weiblichen Lebensrealitäten 
stand bis vor wenigen Jahren in vielen Bereichen zu 
wenig im Fokus. Der Verkehrssektor bildet hier keine 
Ausnahme. Und auch wenn die Kategorie Geschlecht 
heute häufi ger bei Befragungen oder in Studien eine 
Rolle spielt, sind wir noch nicht am Ziel. Die Problematik 
der fehlenden Datenaufbereitung war eine wichtige 
Erkenntnis, die wir bei der Aufstellung der ressortüber-
greifenden Gleichstellungsstrategie im letzten Jahr fest-

1.  Vortrag Frau Staatssekretärin Elke Zimmer MdL:  
 „Mobilität für alle – aber wirklich alle. 
 Ein Plädoyer aus Frauensicht“

gestellt haben. Denn um für konkrete Maßnahmen gut 
argumentieren zu können, brauchen wir für Baden-Würt-
temberg spezifi sche, aktuelle und belastbare Zahlen. 

Hier haben wir uns nun bereits konkret auf den Weg 
gemacht um etwas zu verändern: Viele von Ihnen wer-
den wissen, wir haben im vergangenen Jahr gemeinsam 
mit der Familienforschungsstelle des Statistischen Lan-
desamts die Studie „Gleichstellung in der Mobilität“ ver-
öffentlicht. Darin werden Zahlen zur Gleichstellung mit 
konkretem Bezug zu Baden-Württemberg veröffent-
licht. Das ist ein echter Mehrwert für unsere Arbeit. Die 
betrachteten Themenfelder umfassen unterschiedliche 
Mobilitätsbedürfnisse, Anforderungen an Sicherheit 
und regelwidriges Verkehrsverhalten. 

Die Ergebnisse der Studie sind klar. Sie verdeutlichen in 
Zahlen, was viele von uns vermutlich schon erahnt oder 
auch selbst erlebt haben. Mobilitätsbedürfnisse werden 
zu einem großen Anteil von der sozialen Rolle und den 
damit einhergehenden Aufgaben bestimmt. Frauen 
übernehmen nach wie vor den Großteil der Sorgearbeit. 
In Baden-Württemberg sind Frauen pro Woche 10 Stun-
den mehr in Sorgearbeit eingebunden als Männer. Die-
ser Unterschied, der sogenannte Gender Care Gap, 
beträgt 49 %, das ist mehr als der bundesweite Durch-
schnitt (Gender Care Gap bundesweit 44 %).
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	Das spiegelt sich direkt in den Wegen von Frauen 
wider: Kita, Schule, Einkäufe, Pflege von Ange-
hörigen, dann noch „Kleinigkeiten des Alltags 
erledigen“ – unddazwischen eigene Lohnarbeit. 
All das wird aneinandergereiht.

	Die Studie zeigt auch, dass Männer und Frauen 
unterschiedlich mobil sind. Die Hälfte der Men-
schen, die Sorgearbeit leisten – in der Regel   
Frauen – sind täglich bzw. fast täglich zu Fuß   
unterwegs. Unser Anspruch muss es also sein, den 
Fußverkehr sicher, barrierefrei und ansprechend zu 
gestalten. Daher müssen wir die Bedarfe von   
Frauen bei Planungen noch stärker berücksichtigen.

	Wir sehen also: Mobilität ist nicht nur die Frage, ob 
Busse fahren oder Straßen vorhanden sind. Es ist 
die Frage, ob Menschen ihr Leben selbstbestimmt 
gestalten können.

Ich komme zu einem weiteren Thema, dem der 
Sicherheit. Wir als Gesellschaft haben leider Verhaltens-
weisen normalisiert, die ein Problem darstellen. Das 
Sicherheitsgefühl ist zwischen den Geschlechtern 
ungleich verteilt. In öffentlichen Räumen fühlen sich 
rund 62 % der Frauen eher oder sehr unsicher. Zum Ver-
gleich: rund 31 % der Männer geben an, sich eher oder 
sehr unsicher zu fühlen. Ähnliche Zahlen beobachten 
wir daher auch im ÖPNV: 68 % der Frauen fühlen sich 
nachts im ÖPNV unsicher, dies gilt aber auch für 40 % 
der Männer. Ein Teil der Erklärung könnte darin liegen, 
dass rund 39 % der Frauen sich manchmal, oft oder 
sehr oft vor sexueller Belästigung fürchten – zum Ver-
gleich: 5 % der Männer tun das. Frauen weichen dann 
auf andere, teils teurere Verkehrsmittel wie Taxis aus 
oder organisieren sich eine Begleitperson. Oder sie mei-
den Wege ganz. Die Freiheit der eigenen Mobilität wird 
somit durch Unwohlsein oder sogar Angst beschnitten. 

Unser Anspruch muss sein, allen Menschen Sicherheit 
im öffentlichen Raum zu verschaffen und zugleich 
erkennen wir an, dass nach Geschlechtern betrachtet, 
deutliche Unterschiede bestehen. Dies müssen wir bei 
konkreten Maßnahmen miteinbeziehen. Mein Appell ist, 
mit diesem Befund sachlich umzugehen. Vermeintlich 
einfache Erklärungen werden uns in diesem Thema 
nicht voranbringen, wir müssen Lösungen finden, mit 
Frauen und Mädchen, die wirkliche Verbesserungen 
bringen. 

Ich möchte ein drittes Thema ansprechen: Das Risiko-
verhalten im Straßenverkehr. Hier sind die Befunde 
ebenfalls interessant: Männer verursachen zwei Drittel 
der Verkehrsunfälle. Sie überschreiten dreimal so oft 
die Geschwindigkeitsbegrenzung, fahren fünfmal häufi-
ger unter Einfluss von Alkohol und 12 mal häufiger unter 
Drogeneinfluss als Frauen. Wenn es zu Unfällen kommt 
und Frauen mit im Fahrzeug sitzen, werden sie mit einer 
um 73 % höheren Chance verletzt als Männer. Eine 
Erklärung liegt darin, dass bei der Konstruktion und 
Sicherheitsprüfung von Autos bis vor kurzem aus-
schließlich die männliche Norm der Maßstab war. In 
sehr drastischem Sinne gilt auch hier: Weniger Sicher-
heit bedeutet mehr Verletzung oder gar Schlimmeres.

Einschränkend von manchen argumentiert, dass Män-
ner mehr Pkw fahren als Frauen. Tatsächlich sind die 
Fahrleistung der Männer und die der männlichen Verur-
sacher bei Unfällen mit Personenschäden annähernd 
gleich hoch (rund zwei Drittel). Für die Sanktionen und 
Verkehrsdelikte gilt das aber nicht, diese liegen höher. 
Das heißt als Erklärung sind die Unterschiede in der 
Fahrleistung tatsächlich nicht ausreichend. Ich halte es 
für dringend geboten, Männer auf diese Verteilung auf-
merksam zu machen und an ihre Verantwortung zu erin-
nern, im eigenen Interesse und dem aller Verkehrsteil-
nehmenden. Und zugleich setzen wir uns beim Bund 
und den zuständigen Behörden dafür ein, dass Ver-
kehrsverstöße und verkehrsgefährdendes Verhalten 
strenger geahndet werden. Wir müssen hier durchgrei-
fen, damit sich Verhalten ändert.

Anschließend formulierte Frau Zimmer die Anforderun-
gen an eine geschlechtergerechte Mobilität wie folgt:

Die Studie offenbart die Handlungsbedarfe. Frauen 
haben weniger Möglichkeiten ihre Mobilitätsbedürf-
nisse umzusetzen und können sich weniger frei bewe-
gen als Männer. Dies müssen wir ändern. Das ist eine 
Frage der Gerechtigkeit. Wir haben also den Auftrag 
Mobilität so umzugestalten, dass sie für alle funktio-
niert. Das heißt für Verkehrsangebote, dass sie zum 
Beispiel sicherer, flexibler, barrierefreier, zuverlässiger, 
geschlechtergerechter gestaltet sein müssen.

„Frauen haben weniger 
Möglichkeiten ihre 
Mobilitätsbedürfnisse
umzusetzen und können 
sich weniger frei bewe-
gen als Männer. Dies 
müssen wir ändern.“
                            Elke Zimmer
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2. Rollenstereotype – Begriff, Historie, Gegenwart

Heute soll es nicht nur um Bestandsaufnahme und Ana-
lyse gehen, sondern auch um Ideen für die Umsetzung. 
Ich freue mich, dass so viele Expertinnen und Experten 
hier sind. Was kann getan werden, um geschlechterge-
rechte Mobilität umzusetzen? Damit beschäftigen wir 
uns auch im Ministerium. Wir haben im letzten Jahr 
wertvolle Anregungen von Expertinnen und Experten 
aus Wissenschaft, Verwaltung und Verbänden in einem 
Workshop erhalten. Auch dieser stand im Kontext der 
Arbeit an der Studie Gleichstellung in der Mobilität und 
wurde ebenfalls von der FamilienForschung des Statis-
tischen Landesamts durchgeführt. Frau Hahn, auch Sie 
waren in diesem Prozess dabei und haben sich als Ver-
treterin des Landesfrauenrats mit Ihrer Expertise einge-
bracht. Die dort benannten Handlungsempfehlungen 
zielen u.a. auf die Verbesserungen des öffentlichen Ver-
kehrs, vor allem um die Barrierefreiheit und die Verläss-
lichkeit zu erhöhen. Konkrete Beispiele daraus sind:

 Bessere Erreichbarkeiten und Aufenthaltsqualität  
 an Bahnhöfen und Haltestellen

 Regelmäßige Kontrolle und wo nötig schnelle 
 Reparatur von Fahrstühlen, Rampen usw.

 Sozialtickets und bezahlbare Tarife

 Takte, die sich an den Bedürfnissen von Menschen  
 mit Sorgearbeit orientieren

Wir müssen Fuß- und Radwege und auch den öffentli-
chen Raum im weiteren Sinne so gestalten, dass sie zu 
den Anforderungen von allen Menschen, insbesondere 
Frauen, passen. Das kann bedeuten, dass

 Gehwege auch mit Kinderwagen gut befahrbar 
 sein müssen

 Wege kindgerecht gestaltet werden 

 Querungen sicher angelegt sind

 Wege und Querungen auch für Menschen 
 mit Rollator oder im Rollstuhl gut und sicher   
 nutzbar sind

 Im öffentlichen Raum Bänke, Wetterschutz,   
 Toiletten, Trinkbrunnen und Beleuchtung 
 vorhanden sind

 Frauen- und Familienparkplätze zur Verfügung  
 stehen

Und wir müssen über die Strukturen sprechen, die im 
Verkehrsbereich wirken:

 Planungen sollten die Geschlechterperspektive  
 berücksichtigen

 Partizipation muss niederschwellig gestaltet sein,  
 sich gezielt an Frauen und Mädchen richten

 Analysen und Studien müssen einen Beitrag dazu  
 leisten, den Gender Data Gap, den es noch immer  
 gibt, zu schließenq

 Und wir müssen bessere Bedingungen dafür   
 schaffen, dass Frauen in Führungs- und Entschei- 
 dungspositionen im Verkehr gehen. 

Zur Umsetzung der geschlechtergerechten Mobilität 
führte Frau Zimmer aus:

Das Verkehrsministerium ergreift bereits Maßnahmen, 
um Mobilität für unterschiedliche Bedürfnisse zu 
gestalten und somit weg von einer Orientierung allein 
am autofahrenden Pendler zu kommen. Vieles davon 
dient auch der geschlechtergerechten Mobilität, läuft 
aber nicht unter dem Motto: „jetzt tun wir etwas für die 
Gleichstellung der Geschlechter!“ Lassen Sie mich 
zuerst mit diesen Beispielen beginnen.

 Wir arbeiten kontinuierlich an der Verbesserung  
 des öffentlichen Verkehrs. In der ÖPNV-Strategie  
 2030 haben wir Maßnahmen benannt, die die  
 Taktungen, Pünktlichkeit, Zuverlässigkeit, Barrie 
 refreiheit und Flexibilität von Bus und Bahn erhö 
 hen. Davon profi tieren natürlich insbesondere  
 Menschen, die Sorgearbeit verrichten, sowie   
 generell Frauen, die etwas häufi ger den ÖPNV  
 nutzen als Männer.

 Das Land verbessert mit der Fußverkehrsförderung  
 Rahmenbedingungen für eine sichere, unabhän- 
 gige und barrierefreie Fortbewegung zu Fuß. Dazu  
 zählt auch die Schaffung von breiteren, gut   
 beleuchteten Gehwegen, Verweilfl ächen und   
 sicheren Querungen. Das kommt insbesondere  
 Frauen zu Gute.

 Mit dem Programm „Ortsmitten“ fördern wir den  
 Um- und Rückbau innerörtlicher Straßen. So   
 schaffen wir lebenswerte und verkehrsberuhigte  
 Ortsmitten, wo Menschen sich gerne aufhalten.  
 Öffentlicher Raum wird dadurch attraktiv und  
 barrierefrei, er lädt ein zur selbstbestimmten   
 Teilhabe.

 Mit dem Landesprogramm MOVERS – Aktiv zur  
 Schule unterstützen wir die selbstaktive Mobilität  
 von Kindern und Jugendlichen. Die Erstellung von  
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Schulwegeplänen und Infrastrukturmaßnahmen zur 
Schulwegsicherung sind hierbei die Instrumente. 
Dadurch können wir Elterntaxis reduzieren. Auch 
das entlastet Menschen, die ansonsten die Beglei-
tung übernehmen müssten.

 Im Landesmobilitätsgesetz, das vor einem Jahr in 
Kraft trat, finden sich Anknüpfungspunkte für Land 
und Kommunen. Als übergreifendes Ziel wird die 
verlässliche, bezahlbare, sozial gerechte, barriere
freie, sichere, resiliente, bedarfsgerechte und 
leistungsfähige Mobilität genannt. Wenn eine 
solche Mobilität Realität wird, dann dient sie allen 
Menschen. 

 Das Landesmobilitätsgesetz formuliert die klare 
Vorgabe, dass die öffentliche Hand bei Planungen 
und Entscheidungen mit Verkehrsbezug die   
Schaffung von barrierefreien Angeboten und die 
besonderen Anforderungen von Kindern und   
Jugendlichen berücksichtigen soll. Auch das stärkt 
die Mobilität von Menschen, die Sorgearbeit   
verrichten.

Dank der Studie und der verschiedenen Anlässe der 
Vernetzung zur geschlechtergerechten Mobilität haben 
wir auch etwas bei uns im Haus ausgelöst. Die Kollegin-
nen und Kollegen beschäftigen sich mit der Frage, was 
in ihrem Zuständigkeitsbereich für Gleichstellung in der 
Mobilität getan werden kann. So gehen wir bereits fol-
gende Maßnahmen an:

 Ein schönes Beispiel hierfür ist die Kampagne „Team 
Vision Zero“. In diesem Jahr nehmen wir männliche Ver-
kehrsteilnehmer in den Fokus. Wir wollen sie für ihre 
Verantwortung im Straßenverkehr sensibilisieren. 

Ja, das erzeugt auch Reibung. Wenn wir darüber in den 
Austausch kommen, stärkt das das Anliegen.

 Auch im Zusammenhang mit unseren beiden wichti-
gen Verkehrsplanungsinstrumenten für Kommunen (Kli-
mamobilitätsplan und Aktionsplan für Mobilität, Klima- 
und Lärmschutz) wollen wir das Thema stärker 
einbinden.

 Wir stärken die Vernetzung zum Thema Gender und 
Mobilität, nicht nur heute auf dem Fachtag. Das Wissen 
ist da, aber die Umsetzung in konkrete Verbesserungen 
braucht Austausch, z.B. mit den Fachteams bei den 
Landesagenturen und den Kommunen.

 Wir werden die Bedarfe von Frauen in themenspezi-
fischen Leitfäden adressieren, beispielsweise bei der 
Förderung von Carsharing. Darin geht es zum Beispiel 
um die Vermeidung von Angsträumen. Fragen wie „wo 
steht das Carsharingfahrzeug“, „ist der Ort gut beleuch-
tet“, sind entscheidend, um mehr Frauen anzusprechen. 

 Auch beim geplanten Leitfaden für die Haltestelle 
der Zukunft wollen wir beim Busverkehr Ideen für 
geschlechtergerechte Lösungen in der Planung mitge-
ben. Themen wie die Verbesserung der Erreichbarkeit, 
Beleuchtung, Einsehbarkeit werden darin benannt und 
für die Praxis übersetzt.

Ich hoffe, dass ich Ihnen aufzeigen konnte, dass uns 
die Gleichstellung in der Mobilität sehr wichtig ist. Wir 
arbeiten mit den Studienergebnissen weiter und wol-
len die Umsetzung von Maßnahmen für geschlechter-
gerechte Mobilität voranbringen. Dazu brauchen wir 
Sie: der Austausch mit Ihnen und Ihre Impulse zu Miss-
ständen, aber auch Ideen, was man tun kann, sind für 
uns sehr wertvoll. Mit Ihrem Fachtag heute senden Sie 
außerdem das wichtige Signal, dass das Anliegen vie-
len Menschen wichtig ist und in Politik, Verwaltung 
wie Unternehmen Aufmerksamkeit verdient. Dafür 
herzlichen Dank.

„Wir müssen Fuß- und 
Radwege und auch den 
öffentlichen Raum im 
weiteren Sinne so ge-
stalten, dass sie zu den 
Anforderungen von allen 
Menschen, insbesondere
Frauen, passen.“   Elke Zimmer
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2.  Input 1 von Frau Meike Spitzner: 
 „Mobilitäts-Bedingungen fair gestalten - 
 Perspektiven jenseits maskuliner Maßstäbe“

Die Referentin kritisierte die traditionellen Denkweisen 
in der Verkehrsplanung und beschrieb, dass sich ver-
kehrspolitische Strategien bis heute stark an techni-
schen und ingenieurwissenschaftlichen Vorstellungen 
orientieren. Diese Modelle hätten jedoch oft wenig mit 
den tatsächlichen Lebensrealitäten der Menschen zu 
tun. Verkehrsplanung gehe häufi g von einem einzelnen, 
unabhängigen und erwerbstätigen Menschen aus und 
berücksichtige zu wenig, dass viele Menschen gemein-
sam unterwegs sind, Kinder begleiten, Einkäufe trans-
portieren oder auf Hilfsmittel wie Rollatoren angewie-
sen sind. Dadurch würden wichtige Anforderungen an 
Infrastruktur und Mobilität übersehen. Die Referentin 
verwies dabei auf konkrete Beispiele wie Gehwegbrei-
ten oder die Frage, welche Verkehrsmittel gleichzeitig 
Platz im öffentlichen Raum benötigen. „Der Rollator und 
der Kinderwagen müssen eben auch noch Platz haben“, 
betonte sie und machte damit deutlich, wie weit Planung 
und Alltagsrealität oft auseinanderliegen.

Auch unbezahlte Sorge- und Versorgungsarbeit bleibe 
in Verkehrs-, Klima- und Energiemodellen weitgehend 
unsichtbar, obwohl sie einen großen Teil des Alltagsver-
kehrs ausmache. Die Referentin kritisierte, dass häufi g 
nur das berücksichtigt werde, „was sich am Markt nie-
derschlägt“, während die sogenannte Versorgungsöko-
nomie weder in ihrer gesellschaftlichen Bedeutung 
noch in ihrem tatsächlichen Umfang ausreichend wahr-
genommen werde. Wege für Einkäufe, Pfl ege oder Kin-
derbetreuung würden oft nicht als Arbeit verstanden, 
sondern beispielsweise dem Freizeitverkehr zugerech-
net. Dadurch entstehe ein verzerrtes Bild von Mobilität. 
Erst neuere Untersuchungen hätten sichtbar gemacht, 
wie groß der Anteil versorgungsbezogener Mobilität tat-
sächlich ist.

Dahinter steht nach Ansicht der Referentin eine männ-
lich geprägte Sichtweise, die sie als „Androzentrismus“ 
bezeichnet. Gemeint ist damit nicht der einzelne Mann, 
sondern ein gesellschaftliches Leitbild von Mobilität: 
schnell, effi zient, technisch und auf Erwerbsarbeit aus-
gerichtet. Diese Perspektive werde häufi g als neutral, 
objektiv und rational dargestellt, obwohl sie nur einen 
Teil gesellschaftlicher Realität abbilde. Die Referentin 
betont ausdrücklich, dass es nicht um einen Geschlech-
terkampf gehe. Vielmehr müsse das gesellschaftliche 
Leitbild hinterfragt werden, das zur Norm geworden sei. 

Besonders prägnant formuliert sie: „Es geht nicht um 
besondere Belange und es geht auch nicht darum, 
zusätzlich noch etwas Besonderes zu machen, sondern 
das Eigentliche muss sich ändern.“ Frauen, Kinder und 
Sorgearbeit dürften nicht länger nur als Ergänzung oder 
Abweichung betrachtet werden.

Kritisch setzte sich die Referentin außerdem mit dem 
Begriff der Rationalität auseinander. Sie wies darauf 
hin, dass technische und politische Entscheidungen 
keineswegs frei von emotionalen oder kulturellen Prä-
gungen seien. Mit einem augenzwinkernden Beispiel 
spricht sie von den „Märklin-Jungs und den Matchbox-
Jungs“ und beschreibt damit eine technikverliebte 
Sichtweise, die bis heute Teile der Verkehrsplanung 
präge. Das Problem sei nicht, dass solche Perspektiven 
existieren, sondern dass sie als allgemeingültige Norm 
gesetzt würden.

Ein weiteres zentrales Problem sieht die Referentin in 
den bestehenden Datengrundlagen. Mobilitätsstudien 
und Verkehrserhebungen konzentrierten sich traditio-
nell auf Erwerbsarbeit und Arbeitswege. Die Folge seien 
„genderbedingt verzerrte Datengrundlagen“. Politische 
Entscheidungen würden jedoch meist nur dann durch-
setzbar, wenn sie mit Zahlen und ökonomischen Werten 
belegt werden könnten. Gerade deshalb sei die man-
gelnde Sichtbarkeit von Sorge- und Versorgungsarbeit 
ein ernsthaftes strukturelles Problem. Die Referentin 
verweist darauf, dass über Jahrzehnte darum gekämpft 
wurde, andere Kategorien und Auswertungsmethoden 
in Mobilitätserhebungen einzuführen.
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3. Input 2 von Herrn Jochen Biesinger: 
„Änderungen im ÖPNV - Komplexität bei der   
Umsetzung von Haltestelle auf Wunsch“

Der Impulsvortrag widmete sich dem Thema „Halt auf 
Wunsch“ als Maßnahme zur Verbesserung der Sicher-
heit im öffentlichen Nahverkehr, insbesondere in den 
Abend- und Nachtstunden. Ausgangspunkt war die 
Frage, wie Fahrgäste – vor allem Frauen – sicher nach 
Hause gelangen können und welche Rolle flexible Ange-
bote im ÖPNV dabei spielen.

Zu Beginn wurde die historische Entwicklung des The-
mas nachgezeichnet. Bereits Ende der 1980er- und 
Anfang der 1990er-Jahre entstand im Zuge des Aus-
baus des öffentlichen Nahverkehrs die politische Dis-
kussion über sichere Mobilität am Abend und in der 
Nacht. Vor allem in größeren Städten mit kommunalen 

Verkehrsbetrieben wurden erste Modelle wie das soge-
nannte „Frauen-Nachttaxi“ eingeführt. Diese Angebote 
ermöglichten Frauen ab den Abendstunden eine ver-
günstigte Taxifahrt von bestimmten Haltestellen aus. 
Organisiert wurde dies zunächst über Leitstellen und 
Taxi-Zentralen, zu einer Zeit, in der Mobiltelefone nicht 
selbstverständlich waren. Die Finanzierung erfolgte 
meist durch Zuschüsse der Verkehrsunternehmen oder 
Kommunen, um die Nutzung attraktiv zu gestalten. Aus 
diesen frühen Ansätzen entwickelte sich später das 
Konzept „Halt auf Wunsch“ im regionalen Busverkehr. 
Ziel war es, auch außerhalb der Großstädte mehr Sicher-
heit auf der sogenannten „letzten Meile“ zu schaffen. 
Fahrgäste können dabei zwischen zwei regulären Halte-
stellen aussteigen, sofern die Verkehrssituation dies 
zulässt und ein sicherer Ausstieg möglich ist.

Der Vortrag machte deutlich, dass das Thema bis heute 
eng mit Fragen der Sicherheit verknüpft ist. Sowohl Ver-
kehrsunternehmen als auch Verkehrsverbünde ordnen 
entsprechende Informationen häufig ausdrücklich dem 
Bereich Sicherheitsmaßnahmen im ÖPNV zu.

Darüber hinaus wurde ein Ausblick auf aktuelle Entwick-
lungen gegeben. Im Mittelpunkt stand dabei das Konzept 
„Halt auf Wunsch 2.0“ in Form von On-Demand-Verkeh-
ren. Diese digital organisierten Rufverkehre verbinden 
Elemente klassischer Ruftaxis mit einem flexiblen Flä-
chenbetrieb und virtuellen Haltestellen. Anhand eines 
aktuellen Modellprojekts im Raum Herrenberg, Ehningen 
und Aidlingen wurde verdeutlicht, welches Potenzial 
diese Systeme bieten: Durch eine hohe Dichte virtueller 
Haltepunkte kann eine deutlich bessere Erreichbarkeit 
und damit auch ein höheres Sicherheitsgefühl geschaf-
fen werden. Die vorgestellten Pilotprojekte zeigen nach 
Einschätzung des Referenten, dass solche Angebote 
künftig eine sinnvolle Ergänzung des bestehenden ÖPNV 
darstellen und langfristig teilweise auch den klassischen 
„Halt auf Wunsch“ ersetzen könnten.

Anschließend wurde die konkrete Umsetzung im Ver-
kehrs- und Tarifverbund Stuttgart erläutert. Dort ist der 
„Halt auf Wunsch“ in den Beförderungsbedingungen 
geregelt. Das Angebot gilt täglich ab 21 Uhr bis Betriebs-
schluss. Voraussetzung ist unter anderem, dass der 
Fahrgast den Wunsch rechtzeitig beim Fahrpersonal 
anmeldet, der Linienweg nicht verlassen werden muss 

„Durch eine hohe Dichte 
virtueller Haltepunkte 
kann eine deutlich 
bessere Erreichbarkeit
und damit auch ein 
höheres Sicherheitsge-
fühl geschaffen werden.“
           Jochen Biesinger
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und ein sicherer Ausstieg gewährleistet ist. Gleichzeitig 
wurde darauf hingewiesen, dass die bundesrechtliche 
Grundlage bislang keine verpfl ichtende Regelung für 
einen „Halt auf Wunsch“ vorsieht. Obwohl die entspre-
chende Verordnung mehrfach überarbeitet wurde, fehlt 
bislang eine einheitliche bundesweite Vorgabe. Dies 
wurde als möglicher Ansatzpunkt für politische Initiati-
ven und weitere Diskussionen benannt.

Ein weiterer Schwerpunkt des Vortrags lag auf der 
Situation in Baden-Württemberg. Die verschiedenen 
Verkehrsverbünde im Land setzen das Thema unter-
schiedlich um. Während größere, stärker kommunal 
oder politisch geprägten Verbünde entsprechende 
Angebote häufi ger bereitstellen, fehlen sie in kleineren 
oder stärker unternehmensdominierten Strukturen teil-

weise noch. Daraus leitete der Referent die Frage ab, 
wie mehr Einheitlichkeit und Sichtbarkeit geschaffen 
werden könnten.

Abschließend wurde auf den anschließenden Workshop 
verwiesen, in dem die Situation in den baden-württem-
bergischen Verkehrsverbünden gemeinsam analysiert 
werden sollte. Ziel war es, bestehende Regelungen zu 
vergleichen, bestehende Lücken sichtbar zu machen 
und mögliche Schritte für eine landesweite beziehungs-
weise bundesweite Weiterentwicklung des Angebots zu 
diskutieren. Zudem wurde betont, dass auch die 
Bekanntheit bestehender Angebote verbessert werden 
müsse, da der „Halt auf Wunsch“ nach Einschätzung 
des Referenten bislang noch zu wenig genutzt und 
beworben wird.

4.  Input 3 von Frau Dr.in Mary Dellenbaugh-Losse:  
 „Gendergerechte Mobilität in der Praxis: 
 Am Beispiel gleichberechtigt mobil in Hamburg“ 

Die Referentin Frau Dr.in Dellenbaugh-Losse stellte die 
Ergebnisse einer Studie zur inklusiven und nachhalti-
gen Mobilitätswende in Hamburg vor. Ausgangspunkt 
ihrer Arbeit ist die Überzeugung, dass Räume und Infra-
strukturen nicht zufällig entstehen, sondern das Ergeb-
nis politischer und gesellschaftlicher Entscheidungen 
sind. Entscheidend sei dabei die Frage, „wessen 
Bedürfnisse als selbstverständlich gelten“. Anhand 
eigener Erfahrungen als Fußgängerin beschreibt sie, 
wie deutlich sich eine autoorientierte Stadtplanung im 
Alltag bemerkbar macht.

Im Mittelpunkt der Studie stand die Mobilität von 
FLINTA-Personen, also Frauen, Lesben, interge-
schlechtlichen, nicht-binären, trans- und agender Per-
sonen. Ziel war es, die bestehende Datenlage zu erwei-
tern und Mobilität stärker aus einer intersektionalen 
Perspektive zu betrachten. Dafür wurden Online-Befra-
gungen in acht Sprachen, Fokusgruppen und soge-
nannte „Walkshops“ durchgeführt – also gemeinsame 
Begehungen problematischer Orte. Innerhalb weniger 
Wochen nahmen über 800 Personen an der Befragung 
teil. Besonders wichtig war dabei die direkte Anspra-
che der Zielgruppen, etwa über digitale Netzwerke und 
Communities.

Die Untersuchung zeigte deutlich, dass Sicherheitsge-
fühl und Alltagstauglichkeit zentrale Faktoren für Mobili-

tätsentscheidungen sind. Viele FLINTA-Personen ver-
meiden bestimmte Orte oder Verkehrsmittel aus Angst 
vor Belästigung oder Unsicherheit. Besonders häufi g 
genannt wurden der Hamburger Hauptbahnhof und die 
Reeperbahn – allerdings aus unterschiedlichen Grün-
den. Während am Hauptbahnhof vor allem Gedränge, 
fehlende Barrierefreiheit und komplizierte Umstiege 
problematisch seien, werde die Reeperbahn aufgrund 
sexualisierter Atmosphäre, Catcalling und alkoholisier-
ter Männer als belastend wahrgenommen.
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Die Referentin machte deutlich, dass Mobilität für viele 
Menschen deutlich komplexer ist als der einfache Weg 
von A nach B. Gerade Sorgearbeit, Kinderbegleitung 
oder Einkäufe erschweren die Nutzung des öffentlichen 
Verkehrs erheblich. Eine Teilnehmerin berichtete bei-
spielsweise, dass an Bushaltestellen und in den Bussen 
oft nicht genügend Platz für mehrere Kinderwagen vor-
handen sei und deshalb regelmäßig Personen auf den 
nächsten Bus warten müssten. Auch Aufzüge seien häu-
fig unpraktisch gelegen oder würden aus hygienischen 
Gründen gemieden. Solche Situationen führten dazu, 
dass Mobilität im Alltag zusätzlichen Stress verursache.

Besonders interessant sei außerdem die Rolle des 
Fahrrads. Viele Frauen und FLINTA-Personen beschrie-
ben das Fahrrad als Möglichkeit, unabhängig und sicher 
unterwegs zu sein. Gleichzeitig zeigten die Ergebnisse, 
dass mangelhafte oder lückenhafte Radinfrastruktur 
Frauen deutlich stärker abschrecke als Männer. Unsi-
chere Übergänge, fehlende Abtrennungen zum Auto-
verkehr oder unübersichtliche Verkehrssituationen 
führten häufig dazu, dass bestimmte Wege gemieden 
würden. Eine Teilnehmerin formulierte dies sehr 
anschaulich: Sie fahre lieber Umwege über sicherere 
Radwege, „weil ich dann einfacher, sicherer und ruhiger 
fahren kann“.

Ein weiteres zentrales Thema war Barrierefreiheit. Die 
Referentin betont, dass es dabei nicht nur um Stufen 
oder Aufzüge gehe, sondern auch um alltägliche Hinder-
nisse wie unebene Pflastersteine, zu kurze Ampelzeiten 
oder fehlende Sitzgelegenheiten. Gerade ältere Men-

schen, Menschen mit Kindern oder Personen mit Mobili-
tätseinschränkungen seien davon betroffen. Kritisch 
hinterfragt sie in diesem Zusammenhang auch das Kon-
zept der „15-Minuten-Stadt“. Die zugrunde gelegte 
Annahme, dass ein Kilometer in 15 Minuten zu Fuß 
zurückgelegt werden könne, orientiere sich an einem 
gesunden, mobilen Erwachsenen und nicht an den tat-
sächlichen Bedürfnissen vieler Menschen.

Auch Sharing-Angebote bewertet die Referentin diffe-
renziert. Zwar könnten sie grundsätzlich einen wichti-
gen Beitrag zur Mobilitätswende leisten, häufig fehl-
ten jedoch passende Angebote für Familien oder 
Menschen außerhalb der Innenstädte. Gerade in den 
Vororten, wo Menschen besonders stark auf das Auto 
angewiesen seien, gebe es oft zu wenige Sharing-
Angebote. Gleichzeitig werde das eigene Auto weiter-
hin als „rollendes Schließfach“ genutzt – nicht nur 
wegen der Flexibilität, sondern auch aus Sicherheits- 
und Organisationsgründen.

Abschließend plädiert die Referentin dafür, Mobilität 
konsequent aus der Perspektive unterschiedlicher Nut-
zer:innengruppen zu denken. Gendergerechte Mobilität 
bedeute nicht nur mehr Sicherheit, sondern auch bes-
sere Erreichbarkeit, mehr Barrierefreiheit und eine all-
tagstauglichere Infrastruktur. Die Studie zeige deutlich, 
dass soziale Gerechtigkeit und Klimapolitik zusammen 
gedacht werden müssten. Eine erfolgreiche Mobilitäts-
wende könne nur gelingen, wenn die tatsächlichen 
Lebensrealitäten der Menschen stärker berücksichtigt 
werden.

12



5. Podiumsrunde mit allen vier Referent:innen

Nachfolgend fassen wir die aus dem Publikum gestellten 
und die vom Podium gegebenen Antworten zusammen, 
dabei wurden einige Aspekte zur besseren Verständ-
lichkeit gekürzt oder auch umformuliert. Wir erheben 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

Frage 1: 
Eine Frage an die Staatssekretärin Frau Zimmer.
Ich wohne in einem Wohngebiet, da gibt es gar keine 
Gehwege, es ist verkehrsberuhigt. Und ich frage mich, 
wie ist das eigentlich möglich nach Ihrem Vortrag? 

Zusammengefasste Antwort von Frau Zimmer: Wir leben 
in einem System, das natürlich historisch gewachsen 
ist. Wahrscheinlich ist Ihr Wohngebiet nicht in den letz-
ten zwei Jahren entstanden. [...] Da etwas umzugestal-
ten, das ist die Herausforderung, vor der wir gerade ste-
hen. Das ist die Herausforderung, die wir mit unserem 
Ortsmittenprogramm beispielsweise gerade in Angriff 
nehmen, um Flächen wieder für die Nutzung der Men-
schen zurückzugeben. Eine weitere Herausforderung 
ist aber auch, dass sich viele Verhaltensweisen über 
Jahrzehnte eingeschlichen haben, dass z.B. der Park-
platz vor meinem Küchenfenster im öffentlichen Raum, 
mein privater Parkplatz ist. Und geschweige denn, da 
kommt jemand auf die Idee, den umzuwandeln zu einem 
Carsharing-Stellplatz oder ihn vielleicht umzuwandeln 
zu einer öffentlichen Aufenthaltsfl äche. Das sind die 

Diskussionen, die wir jeden Tag führen. [...] Das eine 
Thema gerade für Frauen ist das Thema Sicherheit, 
möglichst nah abends an der eigenen Haustür rausge-
lassen zu werden. Das zweite ist aber, wenn wir bei den 
Frauen und Carearbeit bleiben, das Bedürfnis, diesen 
öffentlichen Raum so zu haben, dass ich ihn als Frau 
tatsächlich auch problemlos nutzen kann, beispiels-
weise mit einem Kind, das mich begleitet. Für uns ist 
allerdings ganz klar, Gehwege sind Gehwege für Fuß-
gänger:innen. Das haben wir alle in der Fahrschule 
gelernt, dass Autos da nichts zu suchen haben. Es gibt 
kein Menschenrecht auf den Parkplatz vor dem Küchen-
fenster im öffentlichen Raum. Wir haben einen Erlass 
rausgegeben, mit dem wir die Städte auffordern, genau 
diese Straßenverkehrsordnung tatsächlich umzuset-
zen, mit all den kleinteiligen Problemen, die das dann 
vor Ort hat, weil die Menschen halt über Jahrzehnte 
etwas anderes gewohnt sind. [...] Den Gehweg vor der 
Haustür müssen wir uns immer vor Ort anschauen, wie 
hoch ist die Verkehrsbelastung oder kann ich tatsäch-
lich auch einen gemeinsam genutzten Bereich haben 
etc. Bei Privatfl ächen wird es ganz schwierig, denn wir 
können nur in der öffentlichen Fläche etwas verändern 
und die öffentliche Fläche hat den Querschnitt von Pri-
vatmauer zu Privatmauer und wenn es dann nur z.B. vier 
Meter sind, komme ich im Regelfall nicht an die privaten 
Flächen ran. Wir müssen dann manchmal mit Kompro-
missen im öffentlichen Raum leben.

13



MOBILITÄT FAIR GESTALTEN. GLEICHBERECHTIGT UNTERWEGS. FRAUEN IM FOKUS · DOKUMENTATION 2026

Frage 2: 
Wir haben jetzt mitbekommen, dass es viele Über-
schneidungen von Bedürfnissen gibt, die zum Teil auch 
diametral entgegengesetzt sind. Meine Frage wäre 
also, wie ein Mentalitätswechsel angestoßen werden 
könnte, damit die unterschiedlichen Sichtweisen und 
Bedarfe einbezogen werden [...].

Zusammengefasste Antwort von Frau Dellenbaugh-
Losse:  Wenn wir die Welt für Frauen verbessern wollen, 
müssen wir mit den Männern erst mal sprechen. Weil 
Sie die ganzen Privilegien haben und die Räume für Sie 
vorgesehen sind, nenne ich das immer den Max-Mus-
termann-Effekt: Wir nehmen den Mann als einen neut-
ralen Maßstab, und zwar nicht nur irgendeinen Mann, 
sondern einen Mann, der deutsch ist, weiß ist, der 
wahrscheinlich Auto fährt, der Vollzeit erwerbstätig ist, 
der versorgt das Leben lebt und der linear von A nach B 
kommt. Gerade für diese Personen ist das Leben 
eigentlich schon gut. Für ihn ist der Status quo super. 
So muss er aber immer etwas aufgeben, wenn andere 
den Raum bekommen. Das ist ein schmerzhaftes 
Gespräch. Schöner ist es, diese Männer mit ins Boot zu 
holen und zu sagen, pass auf, wir haben ein gemeinsa-
mes gesellschaftliches Problem, wir haben Ziele, die 
wir gemeinsam gesteckt haben, wir wollen gemeinsam 
an dem Klimawandel arbeiten, wir wollen gemeinsam 
ein schönes Leben führen, wie können wir das gemein-
sam angehen. Und das heißt auch, dass sich bestimmte 
Sachen verändern müssen. Sie sind Teil des Problems, 
aber sie sind aber auch Teil der Lösung, Herr Max Mus-
termann. 

Zusammengefasste Antwort von Frau Spitzner: Nach 
mehreren Jahrzehnten der Zusammenarbeit mit vielen 
Initiativen, sind die Zeiten für die Abarbeitung am Mann 
doch eher vorbei. [...] Es nützt nichts, Vergeblichkeits-
erfahrungen zu tradieren und zu verbreiten. Das ist 
sogar gefährlich, weil politische Hoffnung sterben kann 
und in destruktiven politischen Bewegungen münden 
kann. [...] Es muss gezielt die Möglichkeit geben, sich 
männlich zu identifizieren, ohne eine Reproduktion die-
ses völlig überkommenen und übergriffigen, also jeden-
falls risikobereiten und übergriffsbereiten Selbstver-
ständnisses. Und das ist schwierig. Es gibt auch wenig 
Wurzeln in der Männerbewegung. [...] Aber ich glaube 
nicht, dass man umhinkann und diese Weltlage macht 
es ja noch mal sehr viel klarer, dass dieses Bild des gro-
ßen Beschützers, dem wir uns unterwerfen als Frau 
oder als Partnerin, der alles managt, kann und nicht 
ohnmächtig ist. Da ist somit der weibliche Anteil an dem 
Großmachen von Maskulinität, aber auch diese Unsi-
cherheit, Angst, Kindlichkeit und Nicht-reif-Werden. 
Ich glaube, dass gezielte Maskulinitätspolitiken eine 
Frage für die aktuelle Zeit sind.

Zusammengefasste Antwort von Herrn Biesinger: Nach 
so viel theoretischen Überlegungen, vielleicht nochmal 
den Blick in die Praxis vor Ort. Das Ganze ist etwas, das 
mich als Verkehrsplaner, der ich eigentlich bin, tagtäg-
lich beschäftigt. Es ist eine Frage des Dialogs, wie Frau 
Zimmer bereits gesagt hat, der öffentliche Raum ist 
beschränkt. Wir sind oftmals im historischen Ortskern 
unterwegs, die Grenze vom Privatgrund zum Privat-
grund. Da müssen wir gemeinsam versuchen, mit allen 
Stakeholdern immer wieder Kompromisse zu schließen 
und uns zu verständigen, wie sollen diese Flächen in 
Zukunft aufgeteilt sein. Ein Beispiel, über das ich mich 
freue, aber teilweise auch an Grenzen stoße, ist das 
Thema Ausbau von Bushaltestellen zur Barrierefreiheit. 
[...] Das sind Themen, da müssen Sie auf Ihre Vertrete-
rinnen und Vertreter in den Gemeinderäten zugehen. 
Sie müssten vor Ort versuchen, Einfluss zu nehmen. 
Graswurzeldemokratie, würde ich fast schon sagen. [...] 
Ich denke, das ist sehr mühsam. Und uns Verkehrspla-
nern gelingt es oftmals auch erst im dritten Anlauf, dass 
wir eine Lösung hinbekommen. 

Zusammengefasste Antwort von Frau Zimmer: Letzten 
Endes ist es auch ein Thema, das weit übers Verkehrs-
ministerium hinausgeht. Posing, illegale Autorennen, 
männlich besetzt. Die großen, hochtourigen Autos fah-
ren überwiegend Männer. Das werden wir aber nicht als 
Verkehrsministerium lösen können, sondern das ist 
letztlich eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Wir 
haben auch in der letzten Legislatur versucht, mit dem 
Sozialministerium erste Kontakte zu knüpfen, weil wir 
genau sehen, das wir das auf einer anderen Ebene 
beantworten müssen. [...] Wir stehen ganz am Anfang. 
Aber genau solche Veranstaltungen wie heute sind auch 
hoffentlich genau diese Puzzlestücke, die man braucht, 
um weiterzukommen.

Zusammengefasster Kommentar von Verena Hahn: Als 
LFR BW - und den gibt es seit über 50 Jahren - haben 
wir diese Themen immer wieder auf der Agenda. Inso-
fern wissen wir genau, worum es geht, dass gesell-
schaftliche Änderungen und Verständnis natürlich der 
Key sind. Wir brauchen alle, eben auch die Männer. 
Aber die Ressortübergreifende Gleichstellungsstrate-
gie, die wir mit vielen Frauen aus unseren Mitgliedsver-
bänden erarbeitet haben, setzt hier genau an: Es ist 
eben nicht EIN Ressort, das die Herausforderungen 
lösen kann, oder es sind auch nicht zwei Ressorts, son-
dern alle Ressorts sind betroffen. Und dieses Verständ-
nis davon, dass das Thema Gleichberechtigung und 
Gleichstellung alle Ressorts betrifft und die Ressorts 
darüber hinaus zusammenarbeiten müssen, das ist eine 
politische Forderung, die wir schon lange propagieren. 
[...] Insofern ist es uns ein großes Anliegen, Aufmerk-
samkeit hervorzurufen, auch mit diesem Fachtag.
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Frage 3: 
Ich erlebe zwei verschiedene Welten. Als Kreisrätin 
erlebe ich, dass viele Frauen, die am Schluss politisch 
was zu sagen haben, sehr maskulin werden und sich 
selbst in die männlichen Strukturen hineinleben. Sie 
machen es mir damit schwer, Frauen zu wählen. Ich 
erlebe, dass wieder ein tradiertes Frauenbild hoch-
kommt, Frau an den Herd, in die Küche und zu den 
Kindern. Auf der anderen Seite ist es wie hier immer 
wieder die gleiche Runde, die gleiche Bubble, wo wir 
drin sind und da kommen wir eigentlich nicht raus. 
Welche Taktik, welche Strategie sollten wir denn 
übergreifend auf der Meta-Ebene als Frauen anwen-
den, dass wir überhaupt eine Chance haben, dass das 
dann auch umgesetzt wird? 

Meine zweite Frage betrifft die objektive Sicherheit und 
die belegbaren Zahlen, dass im Mischverkehr die 
Unfälle runtergehen und eigentlich die Geschwindigkei-
ten das maßgebliche Problem sind. Gerade auf separa-
ten Radwegen werden wir nicht gesehen und deswegen 
passieren dann Unfälle, weil andere zu schnell fahren. 
Brauchen wir viel mehr wissenschaftliches Arbeiten, 
auch zu objektiver und subjektiver Sicherheit, die weit 
auseinandergehen und wie ist das wissenschaftlich 
umzuwandeln?

Zusammenfassende Antwort von Frau Dellenbaugh-
Losse: Dies ist ein wunderschönes Beispiel dafür, dass 
es nicht EINE Lösung geben kann. Denn ich habe Frauen 
in meinen Studien, die unbedingt mehr Beleuchtung 
haben möchten und dann habe ich Frauen, die nicht auf 
den beleuchteten Wegen, sondern im Dunkeln daneben 
gehen möchten, um nicht gesehen zu werden. [...] Was 
soll ich als Stadtplanerin damit machen? Für manche ist 
dieses Bedürfnis das richtige, für andere ein anderes. 
Aber wenn wir sagen, zum Beispiel, unser politisches 

Ziel ist es, das mehr grüne Kilometer zurückgelegt wer-
den, dann müssen wir gemäß statistischem Durch-
schnitt die Wege als subjektiv sicher empfi nden, und 
damit ausbauen. Das sind eben die, die getrennt sind. 
Die objektive Sicherheit, das ist etwas anderes. [...] Es 
ist nicht unwichtig, sondern es ist einfach etwas ande-
res, eine andere Frage in dem Moment. Es gibt nicht nur 
eine Stellschraube, wir müssen mehrere Aspekte gleich-
zeitig berücksichtigen. […]

Zusammenfassende Antwort von Frau Spitzner: Es gibt 
emanzipative Sicherheitskonzepte. […] In Wuppertal 
gibt es die Rotkäppchen, die rote Kappen aufhaben und 
erstens mal präsent sind. Es gibt das Personal an vielen 
Haltestellen. Wenn sie Übergriffe mitkriegen, greifen sie 
nicht gegenüber den Typen ein, sondern sagen den 
Mädchen: „So und jetzt sagst du ihm mal die Meinung. 
Wir sind der Staat, wir sind das Gemeinwesen. Wir ste-
hen hinter dir. Der kann dir jetzt gar nichts tun…“. Da 
passiert dann ein Empowerment, alleine schon die 
Berechtigung, die eigenen Bedürfnisse ernst zu neh-
men und im öffentlichen Raum zu äußern und mit dem 
Gemeinwesen durchzusetzen. […]

Frage 4: Der Auftrag der Bundesagentur für Arbeit ist es 
u.a., Menschen in Arbeit zu bringen. Und wenn wir uns 
die Datensätze von Frauen angucken, dann sehen wir 
an ganz vielen Stellen, dass es zwei Hürden gibt, die 
das ganz arg schwer machen. Das eine ist die Kinder-
betreuung und das andere ist die Mobilität. Das heißt, 
Mobilität entscheidet darüber, ob jemand in Arbeit 
kommt und damit auch über Existenzen. […] Welche 
politischen Überlegungen gibt es denn, um den ÖPNV 
individueller zu gestalten? […] Damit bspw. die Taktung 
besser passt, wir brauchen für unsere Kundinnen und 
Kunden da einfach andere Konzepte, als sie es im 
Moment gerade gibt.

„Es ist eben nicht 
EIN Ressort, das die 
Herausforderungen lösen 
kann, oder es sind auch 
nicht zwei Ressorts, 
sondern alle Ressorts 
sind betroffen.“

Verena Hahn
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Workshop „Lightning Session: Umsetzungsideen zu
Gendersensibilität und deren Umsetzung an Hochschulen“

Zusammenfassende Antwort von Frau Zimmer: Das ist 
eines der zentralen Themen, die wir im Verkehrsministe-
rium auch bearbeiten. Es gab zwei Stichworte, die jetzt 
hier gut passend ist, zum einen die Mobilitätsgarantie. 
Also wir haben daran gearbeitet, dass jeder Ort in 
Baden-Württemberg im ländlichen Raum im 30-Minu-
ten-Takt und im städtischen Raum im 15-Minuten-Takt 
erreichbar ist, um genau diese großen Lücken im Takt 
zukünftig nicht mehr zu haben. Da sind wir immer noch 
nicht ganz am Ziel, aber das war unser Zielbild in den 
letzten 15 Jahren. Außerdem braucht es Konzepte, Sie 
haben das vorhin auch schon genannt, diese On-
demand-Konzepte. Da ist Digitalisierung eine unglaub-
liche Erleichterung. Früher kannte man das noch unter 
Rufbus, für den irgendwie bis abends um 17 Uhr angeru-
fen werden muss, dass am nächsten Morgen vielleicht 
ein Bus kommt. Wenn ich das flexibel nutzen will, geht 
es heute mit dem Handy wesentlich flexibler und schnel-
ler. […] Die Menschen, denen ich erkläre, was das ist, die 
gucken mich an, wie wenn ich irgendwie auf dem Mond 
leben würde. Auch diese Geschichte mit diesen virtuel-
len Haltestellen. Das ist unglaublich erklärungsbedürf-
tig. Die Menschen hier mitzunehmen auf diesem neuen 
Weg dieser Mobilität, das ist die derzeitige Herausfor-
derung. Das ist aber die Zukunft. Dafür haben wir För-
derprogramme auch im Land, damit sich die Verkehrs-
verbünde Stück für Stück genau da auf den Weg machen 
und die Menschen diese neue Form der Mobilität ken-
nen- und erlernen können. 

Zusammenfassende Antwort von Herrn Biesinger: 
Genau dies sind einige der Schwierigkeiten des Trans-
formationsprozesses. Wie bekommen wir die neuen 
technischen Möglichkeiten an die Kundinnen und Kun-
den? Das ist die große Herausforderung. Ich glaube, wir 
werden eine Zweiteilung haben: Dort, wo wir starke 
Ströme haben oder aufgrund der Geografie Ströme 
bündeln lassen, werden wir, Finanzmittel vorausge-
setzt, daran arbeiten, Betriebszeiten und Taktungen zu 
erhöhen. Dort, wo wir in die Fläche gehen, wird nichts 
daran vorbeiführen, diese Onlinesysteme zu implemen-
tieren. Das Thema Arbeitsplätze ist eine große Heraus-
forderung: Wir haben nicht mehr die klassische Struk-
tur, dass wir monozentrisch unterwegs sind als 
Ballungsraum. Wir sind ein sehr, sehr polyzentrischer 
Ballungsraum. Wir haben Arbeitsplätze an Stellen, wo 
keine Schieneninfrastruktur besteht, wo ich dann für die 
letzte Meile noch den Bus benötige. Und wir haben von 
den Fahrplänen auf der Schiene die Ausrichtung, dass 
wir zu Frühschichtzeiten oftmals aus dem Zentrum aus 
Stuttgart heraus in die Peripherie keine Anbindung 
haben. […] Wir müssen neben allen Bemühungen auch 
den Freizeit- und Wochenendverkehr in den Blick neh-
men, auf die wir noch viel, viel mehr den Fokus legen 
sollten. Die Erreichbarkeit von Arbeitsplätzen, umwelt-
freundlich, ist eigentlich ein Basic und auch die Stärke 
des ÖPNV. 

6. Workshop 1 mit Jochen Biesinger und Chris   
Scheuing-Bartelmess: „Haltestelle auf Wunsch 
konkret – Werkstatt für Politik und Praxis“

Im Workshop „Haltestelle auf Wunsch konkret – Werk-
statt für Politik und Praxis“ war von Anfang an spürbar, 
dass das Thema weit über rein technische oder rechtli-
che Fragen hinausgeht. Die engagierten Beiträge der 
Teilnehmenden machten deutlich, wie groß der Klä-
rungsbedarf ist. Dabei blieb die Gruppe nicht nur bei der 
Kernfrage des Haltestopps auf Wunsch stehen, sondern 
diskutierte in einer intensiven Debatte viele angren-
zende Fragen mit. Von der allgemeinen Barrierefreiheit 
über die Sicherheit im öffentlichen Raum bis hin zur 
Frage, wie moderne Mobilitätskonzepte auch die ländli-
chen Regionen geschlechtergerecht erreichen können.

Dem Leitmotiv des Fachtags „Mobilität fair gestalten. 
Gleichberechtigt unterwegs. Frauen im Fokus.“ folgend, 
nahm der Aspekt der Gleichberechtigung einen zentra-
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len Stellenwert ein. Es herrschte Konsens darüber, dass 
Mobilität erst dann als wirklich inklusiv gelten kann, 
wenn der öffentliche Raum für Frauen und Mädchen frei 
von Angst und Barrieren zugänglich ist. Der bedarfsori-
entierte Haltestopp wurde in diesem Zusammenhang als 
wirksames Instrument benannt, um sowohl die subjek-
tive Sicherheit als auch die soziale Teilhabe zu stärken.“

Bestandsaufnahme („Schwarmintelligenz“)
Im ersten Teil des Workshops stand die Analyse der 
aktuellen Rahmenbedingungen für den bedarfsorientier-
ten Halt, die Haltestelle auf Wunsch im Vordergrund. Als 
Ergebnis dieser Bestandsaufnahme kristallisierten sich
zwei wesentliche Hürden für die Umsetzung heraus:“

 Starre Strukturen: Es wurde kritisiert, dass 
 bestehende Förderprogramme oft wenig fl exibel  
 und elastisch auf innovative Konzepte wie den  
 „Halt auf Wunsch“ reagieren können.

 Regelungsbedarf: Eine zentrale Forderung ist die  
 explizite Aufnahme von „On-Demand-Angeboten“  
 in die offi ziellen Förderrichtlinien, um Planungssi- 
 cherheit zu schaffen.

Um eine valide Datenbasis für die politische Arbeit zu 
schaffen, wurde vereinbart, dass die Teilnehmenden die 
Beförderungsrichtlinien ihres jeweiligen Verkehrsver-
bundes spezifi sch auf § 4 Abs. 4 (Regelung zum Halte-
stopp auf Wunsch) prüfen und unter info@landesfrauen-
rat-bw.de an die Geschäftsstelle des LFR BW melden. 
Der LFR BW bündelt diese Informationen und leitet sie 
als fundierte Stellungnahme direkt an das Verkehrsmi-
nisterium Baden-Württemberg weiter. 

Zentrale Forderung des Landesfrauenrates 
Baden-Württemberg (LFR BW)
In einem zweiten Schritt wurde dann aus der Bestands-
aufnahme eine konkrete politische Initiative abgelei-
tet, um den „Haltestopp auf Wunsch“ fl ächendeckend 
und rechtssicher zu verankern. So soll die Landesre-
gierung von Baden-Württemberg aufgefordert wer-
den, über den Bundesrat auf eine Änderung der Ver-
ordnung über die Allgemeinen Beförderungs-
bedingungen (BefBedV) hinzuwirken. Die Zielsetzung 
dabei ist, dass der „Haltestopp auf Wunsch“ als fester 
Bestandteil in § 4 Abs. 4 BefBedV aufgenommen wird 
- orientiert am erfolgreichen Vorbild des Verkehrs- 
und Tarifverbundes Stuttgart (VVS).

Für die politische Durchsetzung dieser Forderung konnte 
eine wichtige Allianz gefestigt werden: Frau Hanna 
Binder (stellvertretende Landesbezirksleiterin von ver.di 
Baden-Württemberg) sicherte dem Workshop ihre aktive 
Unterstützung zu. Durch diese Kooperation wird die For-

derung sowohl aus fahrgastrechtlicher als auch aus 
gewerkschaftlicher Sicht (Arbeitsbedingungen des 
Fahrpersonals) gestärkt.

Kommunikation, Sensibilisierung & Schulung
Die Arbeit im Workshop hat (auch) gezeigt, dass die 
Fahrgastinformation dringend optimiert werden muss, 
denn obwohl die Regelung zum „Haltestopp auf 
Wunsch“ im Bereich des VVS bereits existiert, wurde 
ein erhebliches Informationsdefi zit festgestellt. Um 
dies zu beheben, adressiert der Workshop folgende 
Wünsche an die Marketingabteilung des VVS 
(Ansprechpartner Herr Dejan Perc):

	Sichtbarkeit im Fahrzeug: Aktivere Kommunikation  
 durch Aufkleber in den Bussen sowie gezielte  
 Hinweise auf den digitalen Infobildschirmen.

 Breite Streuung: Einbeziehung von Dienstleis- 
 tungsbetrieben, Gastronomie und lokalen Geschäf- 
 ten als Multiplikator:innen, um die Regelung im  
 Alltag der Bürger:innen präsent zu machen.

 Mitarbeiterschulung: Um die Akzeptanz und Sicher- 
 heit im Fahrbetrieb zu erhöhen, sind gezielte   
 Schulungen notwendig. Hierbei wurde auf das   
 KI-Zentrum in Heilbronn verwiesen, welches   
 kostengünstige Unterstützungsmöglichkeiten bietet.

 Strategische Unterstützung: Frau Sandra Büchele  
 (Leiterin Stab Chancengleichheit am Arbeitsmarkt,  
 Regionaldirektion BW der Bundesagentur für   
 Arbeit) sicherte ihre Unterstützung zu, um das  
 Thema in die relevanten Netzwerke einzuspeisen.

Der Workshop hat verdeutlicht, dass die rechtliche 
Grundlage für den „Haltestopp auf Wunsch“ zwar teil-
weise vorhanden ist (Beispiel VVS), aber in der breiten 
Praxis noch an mangelnder Bekanntheit, starreren För-
derstrukturen und fehlender bundespolitischer Verein-
heitlichung scheitert.

Mobilität kann erst dann 
als wirklich inklusiv gelten, 
wenn der öffentliche Raum 
für Frauen und Mädchen 
frei von Angst und Barrie-
ren zugänglich ist.
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7. Workshop 2 mit Verena Hahn, Ute Mackenstedt 
und Meike Spitzner: „Macht & Strukturen - Von 
verkehrswissenschaftlicher Planungsroutine zu 
gendersensibler, transformativer Verkehrspolitik“

Ziel: Entwicklung konkreter, politischer Forderungen zu 
einer geschlechtergerechteren Verkehrspolitik

Inhalt: Wir wollen Maßnahmen und Planungslogiken 
erarbeiten, damit die Verkehrspolitik geschlechterge-
rechter wird. Dazu haben wir fünf Themenbereiche iden-
tifiziert, in denen in entsprechenden fünf Arbeitsgrup-
pen gearbeitet wurde. Es gab zwischendrin einen kurzen 
Input von Frau Spitzner zu einem Instrument, dem GIA, 
Gender Impact Assessment. 

Forderungen aus der ersten Arbeitsrunde: 
Welche Maßnahmen wären notwendig – 
in den jeweiligen Themenbereichen?

1. Sicherheit & Zugänglichkeit

 Beleuchtung und Umgebung von Haltestellen 
und Fahrplanaushängen sicherer machen.

	Notsituationen mit Polizeipräsenz vermindern.

	Tote Winkelsensoren für LKW verpflichtend   
machen.

	Wartezeiten bis Ankunft der Busse 
verpflichtend machen. 

	Durchgehende Rad- und Fußwege ohne 
Unterbrechungen.

 Limits für Autogeschwindigkeiten in Städten, 
auf Landstraßen und Autobahnen.

	Garantie für Barrierefreiheit. 

	Aufzugswartungen engmaschig und 
Reparaturen beschleunigen. 

2. Alltagsrealitäten mit Wegeketten 

	Außerhalb von klassischen Berufszeiten an andere 
Wegeketten denken: Öffnungszeiten von Ärzten, 
Kita, Schulen, Einkaufsmöglichkeiten

	Abstellmöglichkeiten für Lastenräder, Räder mit 
Kindersitzen und -anhängern, Vielfalt berücksich-
tigen, auch Abstellen / Abgeben von Einkäufen 
einplanen

	Wegeketten gleichberechtigt mit Pendlerwegen 
betrachten, polyzentrisch

	Im ländlichen Raum oft „alte“ unangepasste, nicht 
barrierefreie Fahrzeuge und Haltestellen. 

	Busgrößen an Fahrgastzählungen orientieren, 
daher auch manchmal kleinere Busse möglich.

	Zu lange Takte oder unabgestimmte Umstiege. 

	Öffentliche Toiletten an Umstiegsknotenpunkten, 
auch für Fahrer:innen.

3. Infrastruktur & Verkehrsflächen

	Haltestellen mit Überdachung, Sitzmöglichkeiten, 
digitaler Anzeige (Wartezeiten), Mülleimern.

	Priorisierung der genderresponsiven Bedarfe

 Flächen für Fußverkehr: Frei (ohne E-Scooter, 
Räder etc.), mehr Markierungen und Hinweise, 
mehr Barrierefreiheit.
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  Freie Flächen für nichtkommerzielle Nutzung:  
 Bänke, Freifl ächen, Grünzonen. Zu bedenken:  
 Ruhe, Schatten, Wasserspender, Toiletten. Klima 
 veränderungen mitdenken!

  Taktungen des ÖPNV in Randzeiten verbessern  
 oder Alternativen auf Abruf aufbauen. 

4.  Entscheidungsprozesse

  Von Add-on zur Integration. 
 Zur Chef:innensache machen. 

	Gender Impact Assessment ex ante.

  Mehrwert herausstellen, Gender Bias in der   
 Mobilität aufdecken.

	Verankerung in der Aus- und Weiterbildung, in den  
 Planungsprozessen. Notwendigkeit von Leitfäden  
 und Handlungsanweisungen. 

	Partizipation verbessern: Mehr weiblich besetzte  
 Führungspositionen. 

  Frauenquoten einführen und damit institutionell  
 verankern, sodass die Frauenpräsenz nicht mehr  
 von Personen, Zufällen oder geschlechterdiskrimi- 
 nierenden Strukturen abhängt.   

5.  Finanzierung

	Entscheidungen anhand der wahren Kosten der  
 Verkehrsträger.

	Gezieltes Mobilitätsgeld anstatt Tankrabatten und  
 Pendlerpauschalen. - Umdenken, denn nicht der  
 ÖPNV ist das teuerste Verkehrsmittel, sondern die  
 Autos. Jedenfalls Kosten-Wahrheit der Verkehrs 
 systeme genderresponsiv errechnen. 

	Verkehrserzeugungsabgabe, wie in Frankreich. 

 Subventionen und Finanzierungspriorisierung  
 nach versorgungsökonomischen Kriterien.

	Arbeitsbedingungen im Verkehrssektor verbessern. 

Forderungen aus der zweiten Arbeitsrunde: 
Wie transformieren wir die Verkehrsplanung? 
Wir waren die Planer:innen und erklärten dem 
Team, was anders gedacht / gemacht werden 
müsste. Um geschlechtergerecht/er zu 
planen. Wir fordern….“

 Wir fordern neue Bewertungsmaßstäbe in der  
 Planung, die die Angst der Frauen auf öffentlichen  
 Plätzen und Wegen, im ÖPNV berücksichtigt.  

 Wir fordern Datenerhebungen zum Sicherheits 
 empfi nden / zur subjektiven Sicherheit.

 Wir fordern eine bessere Ausbildung / geschlech 
 tergerechtere Ausbildung und Besetzung der   
 Planungsteams, der Gemeinderäte und Kreistage.

 Wir fordern, das Silodenken in der Verwaltung  
 abzubauen, z.B. durch die Abhängigkeit von   
 Budgetteilen von erfolgreichen Kooperativen mit  
 anderen Ministerien / Abteilungen.

 Wir fordern, geschlechtergerechte Mobilität   
 sichtbar zu machen und dafür zu werben. 

 Wir fordern, Gelder zu streichen, wenn geschlech- 
 tergerechte Mobilität nicht berücksichtigt und  
 mitgedacht wird. 

 Wir fordern, die Bedingungen für weibliche Füh- 
 rungskräfte in den Verkehrsabteilungen und   
 -unternehmen attraktiver zu machen, z.B. durch  
 Flexibilisierung, Teilzeit in Führung.

 Wir fordern, dass es regelmäßige Austausche der  
 Fachabteilungen mit den Gleichstellungsbeauf-
 tragten gibt. 

 Wir fordern die Einbeziehung von externer 
 Fachexpertise, z.B. Landesfrauenrat BW.

Input von Frau Spitzner zur Genderwirkungsprüfung, dem Gender Impact Assessment (GIA)

Frau Spitzner erläuterte das Instrument des Gender Impact Assessment, kurz GIA, das androzentrische Defi nitions-, 
Gestaltungs- und Priorisierungs-Machtverhältnisse adressiert. Ziel ist die Transformation zur Nachhaltigkeit. Damit 
soll ebenfalls die verkehrswissenschaftliche Planungsroutine aufgebrochen werden, um zu einer gendersensiblen, 
transformativen Verkehrspolitik zu gelangen.
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Zur Klarstellung, warum ein solches Instrument wie das GIA gebraucht werden: 

Und zur Verdeutlichung hier ein Kostenvergleich dargestellt an den Preissteigerungen 
zwischen 2000 und 2018 der ÖPNV-, der Bahnticket- und der Kauf-/Unterhaltspreise für KFZ:
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8.  Workshop 3 mit Dr.in Mary Dellenbaugh-Losse  
 und Carmen Kremer: „Gendergerechte Mobilität  
 voranbringen: Argumentieren, sichtbar machen,  
 überzeugen“

Im Workshop 3 arbeiteten die Teilnehmenden in drei ver-
schiedenen Gruppen. Dabei entstanden zahlreiche 
Ergebnisse und Ideen, die wir im Folgenden den jeweili-
gen Fragestellungen thematisch zugeordnet darstellen.

Die heutige Mobilitätsnutzung unterscheidet sich stark 
je nach Wohnort, Einkommen, Alter und vorhandener 
Infrastruktur. Besonders deutlich wird dies im Vergleich 
zwischen urbanen und ländlichen Räumen. In Städten 
stehen meist viele verschiedene Verkehrsmittel zur Ver-
fügung: öffentlicher Nahverkehr, Fahrradwege, Carsha-
ring oder E-Scooter. Dadurch nutzen Menschen häufi ger 
Bus und Bahn oder kombinieren mehrere Verkehrsmittel 
fl exibel miteinander. Zudem sind Wege oft kürzer, 
wodurch das Auto weniger notwendig erscheint.

Im ländlichen Raum ist die Situation dagegen anders. 
Dort sind Entfernungen größer und öffentliche Verkehrs-
angebote häufi g seltener oder schlechter ausgebaut. 
Viele Menschen sind deshalb stärker auf das eigene 
Auto angewiesen, um Arbeit, Schule oder Einkaufsmög-
lichkeiten zu erreichen. Mobilität wird hier stärker durch 
Verfügbarkeit und Erreichbarkeit bestimmt.

Auch soziale Unterschiede spielen eine wichtige Rolle. 
Menschen mit höherem Einkommen können leichter zwi-
schen verschiedenen Mobilitätsformen wählen oder sich 

nachhaltige Alternativen wie E-Autos leisten. Personen 
mit geringerem Einkommen haben oft weniger Auswahl-
möglichkeiten und sind stärker von günstigen Angebo-
ten des öffentlichen Verkehrs abhängig.

Hinzu kommen Unterschiede zwischen Generationen. 
Jüngere Menschen nutzen häufi ger digitale Mobilitäts-
angebote und besitzen seltener ein eigenes Auto. Ältere 
Generationen orientieren sich dagegen oft stärker am 
klassischen Individualverkehr.

Frage 1 – Sichtbar machen
Fragestellung: Wo und warum bleiben geschlechtsspe-
zifi sche Mobilitätsbedarfe bislang unsichtbar oder 
unzureichend berücksichtigt, z. B. in der Verkehrspla-
nung, Datenerhebung oder Infrastrukturgestaltung?

Geschlechtsspezifi sche Mobilitätsbedarfe bleiben in 
vielen Bereichen der Verkehrsplanung und Infrastruktur-
gestaltung bislang unzureichend sichtbar, da es an 
einem grundlegenden Perspektivwechsel mangelt. Die 
Planungssysteme weisen eine geringe Adaptivität auf 
und verharren in traditionellen Mustern, die primär 
männlich geprägte Pendlerwege abbilden. Es fehlt die 
notwendige Sensibilität für die spezifi schen Bedarfe von 
Frauen, wodurch komplexe Wegeketten, Begleitmobili-
tät und alltägliche Fußwege systematisch unterreprä-
sentiert bleiben.

Besonders im Fuß- und Radverkehr sowie an Bahnhöfen 
wird diese Unterrepräsentanz deutlich. Schlechte Geh-
wege, hohe Bordsteine oder abgestellte Mülltonnen 
erschweren die Nutzung öffentlicher Räume, insbeson-
dere für Menschen mit Kinderwagen, Fahrrädern oder 
eingeschränkter Mobilität. Auch die Infrastruktur an 
Bahnhöfen und Haltestellen berücksichtigt Begleitmobili-
tät häufi g nicht ausreichend, etwa durch fehlende sichere 
Wege, Aufenthaltsbereiche oder barrierefreie Zugänge.

Ein weiterer Punkt betrifft die Datenerhebung. Die gän-
gige Darstellung der Daten ist nicht auf die Lebensreali-
täten von Frauen ausgelegt. So erfassen Mobilitätsdaten
vor allem Hauptverkehrswege und weniger alltägliche 
Mehrfachwege. Dadurch bleiben bestimmte Bedürfnisse 
statistisch unsichtbar und fl ießen kaum in politische Ent-
scheidungen ein.
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Hinzu kommt, dass Informationen, Gutachten und Pla-
nungsprozesse teilweise nicht transparent zugänglich 
gemacht werden. Dies erschwert gesellschaftliche 
Beteiligung und öffentliche Diskussionen über gerechte 
Mobilität und die Nutzung öffentlicher Räume. Da Frauen 
in Entscheidungspositionen weiterhin unterrepräsen-
tiert sind, fehlen Perspektiven und Alltagserfahrungen, 
die für eine geschlechtergerechte Mobilitätsplanung 
wichtig wären.. Ohne eine stärkere Mobilisierung von 
Fürsprecher:innen und eine Korrektur der rein fiskalisch 
getriebenen Datenlogik bleiben diese strukturellen 
Benachteiligungen in der Infrastruktur bestehen.

Frage 2 - Argumentieren
Fragestellung: Welche strukturellen Unterschiede 
bestehen aktuell in der Mobilitätsnutzung und den 
Mobilitätsbedürfnissen verschiedener Geschlechter 
und wie lassen sich diese in politische Entscheidungs-
prozesse einbringen?

Um geschlechtsspezifische Bedarfe in politische Ent-
scheidungsprozesse zu integrieren, wurden in den Work-
shops, die sich mit diesem Thema beschäftigten, fol-
gende Handlungsansätze erarbeitet:

 Bedarfsorientierte Kommunikation: Spezifische 
Mobilitätsbedarfe müssen präzise formuliert und 
gezielt adressiert werden. Dabei gilt es, zunächst 
im eigenen Radius Bewusstsein für die bestehen-
den Ungleichheiten zu schaffen.

 Strategische Allianzbildung: Die Arbeit in Bündnis-
sen ist entscheidend. Hierbei wurde betont, dass 
auch „ungewöhnliche“ Koalitionen (z. B. zwischen 
sozialen Verbänden, Wirtschaftsakteuren und 
Umweltgruppen) die Durchsetzungskraft erhöhen.

	Reallabore und Experimente: Temporäre Projekte 
und Verkehrsversuche (z. B. Pop-up-Radwege, 
veränderte Ampelschaltungen oder Quartiers-  
plätze) dienen als wichtiges Instrument, um neue 
Konzepte niederschwellig im Realraum zu erproben 
und Evidenz für dauerhafte Lösungen zu schaffen.

 Präsenz in kommunalen Gremien: Eine aktive   
Einflussnahme auf die kommunalpolitische Ebene 
und die direkte Arbeit in entsprechenden Aus  
schüssen ist unerlässlich, um Geschlechtergerech-
tigkeit in der Verkehrsplanung strukturell zu   
verankern.

 Kostentransparenz: Ein zentrales Argumentations-
mittel ist die transparente Darstellung der Kosten 
verkehrspolitischer Maßnahmen. Dies soll verdeut
lichen, wie Budgets aktuell verteilt werden und wo 

Fehlanreize zulasten einer geschlechtergerechten 
Mobilität bestehen.

Zur politischen Verankerung geschlechtergerechter 
Mobilität kann der Ansatz des Gender Mainstreaming 
genutzt werden. Gender Mainstreaming bedeutet, die 
unterschiedlichen Lebensrealitäten und Bedürfnisse 
aller Geschlechter systematisch in allen politischen Ent-
scheidungen mitzudenken. Im Verkehrsbereich heißt 
dies, dass Planungsprozesse, Infrastrukturmaßnahmen 
und Förderprogramme bereits in ihrer Entwicklung dar-
auf geprüft werden müssen, welche Auswirkungen sie 
auf unterschiedliche Bevölkerungsgruppen haben. 
Dabei bietet auch die Europäische Charta für die Gleich-
stellung von Frauen und Männern auf lokaler Ebene 
einen wichtigen Orientierungsrahmen. Die Charta for-
dert Kommunen dazu auf, Gleichstellung als Quer-
schnittsaufgabe in allen Politikfeldern – einschließlich 
Mobilität und Stadtplanung – zu verankern.

Ein wichtiger Ansatzpunkt besteht darin, Mobilität stärker 
mit Klimapolitik zu verbinden. Geschlechtergerechte 
Mobilität und klimagerechte Verkehrspolitik verfolgen 
häufig ähnliche Ziele: die Stärkung des Umweltverbunds, 
kurze Wege, sichere Fuß- und Radinfrastruktur sowie ein 
leistungsfähiger öffentlicher Nahverkehr. Dadurch kann 
Geschlechtergerechtigkeit als Bestandteil einer nachhal-
tigen und klimaorientierten Stadtentwicklung argumen-
tiert werden und erhält zusätzliche politische Relevanz.

Darüber hinaus sollten kommunale Spitzenverbände wie 
der Städtetag oder Gemeindetag stärker genutzt werden, 
um „Mobilität für alle“ als fachpolitisches Thema zu etab-
lieren. Diese Institutionen besitzen erheblichen Einfluss 
auf kommunale Entscheidungsprozesse und könnten 
dazu beitragen, geschlechtergerechte Mobilität als fes-
ten Bestandteil moderner Verkehrsplanung zu verbreiten.

Auch Beteiligungsprozesse wurden als zentraler Hebel 
identifiziert. Eine breite und niedrigschwellige Beteili-
gung unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen 
ermöglicht es, bisher wenig sichtbare Mobilitätsbedürf-
nisse in politische Prozesse einzubringen. Besonders 
wichtig ist dabei, Menschen einzubeziehen, die in klassi-
schen Planungsverfahren oft unterrepräsentiert sind. 
Beteiligung schafft nicht nur demokratische Legitima-
tion, sondern verbessert auch die Qualität verkehrspoli-
tischer Entscheidungen, da unterschiedliche Alltagsper-
spektiven berücksichtigt werden können.

Frage 3- Überzeugen Fragestellung: Welche konkreten 
Maßnahmen und politischen Instrumente sind notwen-
dig, um gendergerechte Mobilität systematisch zu 
fördern und wie können relevante Akteur:innen dafür 
gewonnen werden?
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Um eine geschlechtergerechte Mobilität systematisch 
zu etablieren, müssen infrastrukturelle Verbesserungen 
mit einer strategischen Einbindung verschiedener 
gesellschaftlicher Akteur:innen verknüpft werden. Ein 
zentraler Hebel liegt in der fi nanziellen Entlastung und 
Barrierefreiheit, etwa durch vergünstigte Tarife für Fami-
lien und Senior:innen sowie gezielte Unterstützung beim 
Ticketkauf. Insbesondere im ländlichen Raum ist ein 
konsequenter Ausbau der Infrastruktur erforderlich.

Die Gewinnung von Akteur:innen gelingt vor allem durch 
eine zielgruppenspezifi sche Kommunikation, die Argu-
mente an die jeweilige Perspektive anpasst und techni-
sche Probleme durch die direkte Einbindung Betroffener 
„vermenschlicht“. Dabei rückt die gegenseitige Rück-
sichtnahme in den Fokus des öffentlichen Diskurses. 
Durch eine starke Präsenz in Gremien, die Vernetzung 
von Frauen und die aktive Einbindung von Verbänden – 
insbesondere im Kontext von Wahlen – wird politischer 
Druck aufgebaut. Ergänzt wird dieser Prozess durch 
transparente Bürgerbeteiligung und ein systematisches 
Monitoring, um die Wirksamkeit der Maßnahmen zu 
belegen. Indem Best-Practice-Beispiele genutzt und die 
Gemeinschaftlichkeit betont wird, lässt sich die Akzep-
tanz für eine gerechte Verkehrswende nachhaltig stei-
gern. Alle Menschen profi tieren von gerechter Mobilität!

Konkrete Maßnahmen im Überblick

Aus den Ergebnissen lassen sich folgende Instrumente 
ableiten:

 Tarifl iche Entlastung: Einführung vergünstigter  
 Tickets für Familien und Senior:innen im ÖV sowie  
 Hilfestellungen beim Erwerb.

 Infrastrukturausbau: Gezielte Investitionen in die  
 Mobilität im ländlichen Raum zur Schließung von  
 Versorgungslücken.

 Partizipative Formate: Aktive Bürgerbeteiligung und  
 die direkte Einbeziehung von Betroffenen in   
 Planungsprozesse.

 Strategische Allianzbildung: Verstärkte Zusammen- 
 arbeit mit Verbänden und Nutzung politischer   
 Zeitfenster (z. B. Wahlkämpfe).

 Kommunikation & Sichtbarkeit: Informationsveran- 
 staltungen mit Stakeholdern, gezielte Pressearbeit  
 und dauerhafte Präsenz in entscheidenden Gremien.  
 Mehrwert von „Mobilität für alle“ sichtbar machen.

 Steuerungsinstrumente: Einführung eines systema- 
 tischen Monitorings zur Überprüfung der Gender- 
 Effekte verkehrspolitischer Entscheidungen.

 Netzwerkpfl ege: Aufbau von Frauennetzwerken zur  
 gegenseitigen Unterstützung und Stärkung der  
 kollektiven Verhandlungsposition.

23



Impressum

Herausgeberin
Landesfrauenrat Baden-Württemberg
Gymnasiumstraße 43
70174 Stuttgart

Redaktion
Redaktionsteam des 
Landesfrauenrats Baden-Württemberg

Design
Carmen Krafft
Büro für Gestaltung
Reutlingen

Druck
WIRmachenDRUCK GmbH

Download
Diese Version und deren Aktualisierungen 
gibt es auch zum kostenlosen 
Download auf unserer Website:

www.lfrbw.de
www.facebook.com/landesfrauenratbw

In Kooperation und 
durch Unterstützung des 
Ministeriums für Verkehr BW




